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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Kathi Pe-
tersen, Ruth Waldmann, Ruth Müller, Kathrin Son-
nenholzner, Georg Rosenthal, Martina Fehlner, Volk-
mar Halbleib, Horst Arnold, Inge Aures, Natascha 
Kohnen, Dr. Simone Strohmayr, Margit Wild und 
Fraktion (SPD) 

Bericht über die finanzielle Situation der Kinder-
hospizteams in Bayern 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, im Ausschuss 
für Gesundheit und Pflege über die finanzielle Situati-
on der spezialisierten ambulanten Palliativdienste für 
Kinder und Jugendliche zu berichten. Dabei ist insbe-
sondere auf folgende Fragen einzugehen: 

1. Aus welchen Quellen finanzieren sich die auf Kin-
der und Jugendliche spezialisierten ambulanten 
Palliativdienste in Bayern? 

2. In welchem Verhältnis stehen dabei Einnahmen 
aus Verträgen mit Krankenkassen gemäß § 132d 
Abs. 1 des Sozialgesetzbuchs (SGB) Fünftes 
Buch (V), Spenden und Einnahmen aus anderen 
Quellen? 

3. Welcher Anteil der Ausgaben der auf Kinder und 
Jugendliche spezialisierten ambulanten Palliativ-
dienste lassen sich durch Einnahmen aus Verträ-
gen mit Krankenkassen gemäß § 132d Abs. 1 
SGB V decken? 

4. Bei wie vielen der auf Kinder und Jugendliche 
spezialisierten ambulanten Palliativdienste in Bay-
ern ist längerfristig eine finanzielle Unterdeckung 
zu beobachten oder zu befürchten? 

5. Welche Möglichkeiten sieht die Staatsregierung, 
langfristig die finanzielle Stabilität der auf Kinder 
und Jugendliche spezialisierten ambulanten Palli-
ativdienste in Bayern zu sichern? 

6. Welche Kenntnisse hat die Staatsregierung über 
Einleitung und Stand eines Schiedsverfahrens im 
Falle des spezialisierten ambulanten Palliativ-
dienstes für Kinder und Jugendliche des Malteser 
Hilfsdienstes e.V. in Würzburg? 

Begründung: 

Die spezialisierte ambulante Palliativversorgung 
(SAPV) dient – in Ergänzung zur allgemeinen ambu-
lanten Palliativversorgung – dem Ziel, die Lebensqua-
lität und die Selbstbestimmung von Palliativpatienten 
so weit wie möglich zu erhalten, zu fördern und zu 
verbessern und ihnen ein menschenwürdiges Leben 
bis zum Tod in ihrer gewohnten Umgebung, in statio-
nären Pflegeeinrichtungen bzw. stationären Hospizen 
zu ermöglichen. Nur ein Teil aller Sterbenden benötigt 
diese besondere Versorgungsform. Die SAPV richtet 
sich an Palliativpatienten und deren soziales Umfeld, 
wenn die Intensität oder Komplexität der aus dem 
Krankheitsverlauf resultierenden Probleme den Ein-
satz eines spezialisierten Palliativteams (Palliative 
Care Team) notwendig macht – vorübergehend oder 
dauerhaft. Sie erfolgt im Rahmen einer ausschließlich 
auf Palliativversorgung ausgerichteten Versorgungs-
struktur. Diese beinhaltet insbesondere spezialisierte 
palliativärztliche und palliativpflegerische Beratung 
und/oder (Teil-)Versorgung, einschließlich der Koordi-
nation von notwendigen Versorgungsleistungen bis 
hin zu einem umfassenden, individuellen Unterstüt-
zungsmanagement. Derzeit gibt es in Bayern rund 50 
spezialisierte ambulante Palliativteams; fünf Versor-
gungsverträge wurden mit Kinderpalliativteams abge-
schlossen. 

Gemäß § 132d Abs. 1 SGB V schließen die Kranken-
kassen Verträge mit geeigneten Einrichtungen über 
die SAPV einschließlich der Vergütung und deren 
Abrechnung, soweit dies für eine bedarfsgerechte 
Versorgung notwendig ist. Im Fall der Nichteinigung 
wird der Vertragsinhalt durch eine von den Vertrags-
partnern zu bestimmende unabhängige Schiedsper-
son festgelegt. Einigen sich die Vertragspartner nicht 
auf eine Schiedsperson, so wird diese von der für die 
vertragschließende Krankenkasse zuständigen Auf-
sichtsbehörde bestimmt. Regelungen zu Zulassungs-
voraussetzungen, organisatorischen Voraussetzun-
gen, Inhalt und Umfang der Leistungen, personellen 
Anforderungen und Qualitätssicherung sind in den 
gemeinsamen Empfehlungen der Spitzenverbände 
von Krankenkassen und Wohlfahrtsverbänden sowie 
im Mustervertrag der Krankenkassen enthalten. 

Medienberichten ist zu entnehmen, dass das ambu-
lante Kinderpalliativteam der Malteser in Unterfranken 
am 01.10.2017 seine Arbeit aufgenommen hat, seine 
Finanzierung durch die Krankenkassen aber nicht 
gesichert ist. Zwar habe das Team 240.000 Euro als 
Anschubfinanzierung aus der Aktion „Sternstunden“ 
des Bayerischen Rundfunks erhalten. Das derzeit 
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vorliegende Vertragsangebot der Krankenkassen 
würde aber zu einem jährlichen Defizit von 115.000 
Euro führen. Die Präsidentin des Landtags, Barbara 
Stamm, wird dazu mit der Aussage zitiert, dass sie 

einfach nur traurig darüber sei, dass für die Kranken-
kassen immer nur die Wirtschaftlichkeit im Vorder-
grund stehe. 

 



BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen? – 
Keine. Enthaltungen? – Das sind die Fraktion der 
FREIEN WÄHLER und Herr Kollege Felbinger (frakti-
onslos). Damit ist auch dieser Dringlichkeitsantrag an-
genommen.

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksa-
chen 17/18867 mit 17/18871 sowie 17/18899 mit 
17/18902 werden in die zuständigen federführenden 
Ausschüsse verwiesen. 

Dann habe ich die Ergebnisse der letzten drei na-
mentlichen Abstimmungen. Das erste war die Abstim-
mung über den Dringlichkeitsantrag der Abgeordne-
ten Markus Rinderspacher, Florian von Brunn, Klaus 
Adelt und anderer und Fraktion (SPD) betreffend 
"Dritte Startbahn: Keine Umwandlung in Aktiengesell-
schaft – kein Wortbruch der Staatsregierung!" auf der 
Drucksache 17/18865: Mit Ja haben 61 und mit Nein 
73 gestimmt, und es gab 1 Stimmenthaltung. Damit ist 
der Dringlichkeitsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 8)

Nun zum Ergebnis der namentlichen Abstimmung 
über den nachgezogenen Dringlichkeitsantrag der Ab-
geordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, 
Thomas Gehring und anderer und Fraktion (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN) betreffend "Keine Umwandlung 
der Flughafen München GmbH (FMG) in eine Aktien-
gesellschaft – Keine dritte Startbahn durch die Hinter-
tür" auf der Drucksache 17/18895: 56 Ja-Stimmen, 
71 Nein-Stimmen und 1 Stimmenthaltung. Damit ist 
auch dieser Dringlichkeitsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 9)

Das Ergebnis der namentlichen Abstimmung über den 
nachgezogenen Dringlichkeitsantrag der Abgeordne-
ten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Benno Zierer 
und anderer und Fraktion (FREIE WÄHLER) betref-
fend "Endgültige Absage an FMG-Umwandlung in Ak-
tiengesellschaft – keine dritte Startbahn auf Umwe-
gen" auf der Drucksache 17/18896: 55 Ja-Stimmen, 
74 Nein-Stimmen und 1 Stimmenthaltung. Damit ist 
auch dieser Dringlichkeitsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 10)

Wir haben jetzt noch den Tagesordnungspunkt 7. Da 
wurde auf eine Aussprache verzichtet. Der Tagesord-
nungspunkt 8 wird im Einvernehmen der Fraktionen 
heute abgesetzt und auf eine der nächsten Sitzungen 
verschoben. Zu den Tagesordnungspunkten 9 bis 11 
haben wir auch nur noch die Abstimmungen.

Ich rufe also den Tagesordnungspunkt 7 auf:

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, 
Ludwig Hartmann, Thomas Gehring u. a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Radikalisierungsprozess des OEZ-Amokläufers 
aufarbeiten (Drs. 17/17571) 

Wie schon erwähnt, verzichtet die Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN auf eine Aussprache. Wir kom-
men zur Abstimmung. Der federführende Ausschuss 
für Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 
empfiehlt die Ablehnung des Antrags. Wer entgegen 
dem Ausschussvotum dem Antrag zustimmen möch-
te, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die 
Fraktion der SPD und die Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN. Die Gegenstimmen bitte! – Die CSU-
Fraktion. Enthaltungen? – Die Fraktion FREIE WÄH-
LER und Kollege Felbinger (fraktionslos). Damit ist 
dieser Antrag abgelehnt.

Wir kommen zu den Tagesordnungspunkten 9 
bis 11:

Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, 
Florian Streibl, Prof. Dr. Michael Piazolo u. a. und 
Fraktion (FREIE WÄHLER)
Vernünftige Personalplanung für Bayerns 
Schulen I:
Einstellungstermine überdenken und 
Nachwuchskorridore schaffen! (Drs. 17/17591) 

und

Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, 
Florian Streibl, Prof. Dr. Michael Piazolo u. a. und 
Fraktion (FREIE WÄHLER)
Vernünftige Personalplanung für Bayerns  
Schulen II:
Befristungsunwesen für Lehrpersonal beenden! 
(Drs. 17/17592) 

und

Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, 
Florian Streibl, Prof. Dr. Michael Piazolo u. a. und 
Fraktion (FREIE WÄHLER)
Vernünftige Personalplanung für Bayerns  
Schulen III:
Freiwillige Aufstockung des Stundendeputats für 
Teilzeitlehrkräfte auf unbürokratischem Weg 
ermöglichen (Drs. 17/17770) 

Die Fraktionen sind übereingekommen, auf eine Aus-
sprache zu verzichten. Wir kommen damit gleich zur 
Abstimmung. Die Fraktionen haben sich weiter darauf 
verständigt, über die Voten der federführenden Aus-
schüsse für Bildung und Kultus sowie für Fragen des 
öffentlichen Dienstes abzustimmen. Die federführen-
den Ausschüsse empfehlen, die Anträge abzulehnen. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Gesundheit und Pflege 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, 
Kathi Petersen, Ruth Waldmann u.a. und Fraktion (SPD) 
Drs. 17/18901 

Bericht über die finanzielle Situation der Kinderhospizteams in 
Bayern 

I. Beschlussempfehlung: 

Z u s t im m u n g  

Berichterstatterin: Kathrin Sonnenholzner 
Mitberichterstatter: Steffen Vogel 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Gesund-
heit und Pflege federführend zugewiesen. Der Ausschuss für 
Staatshaushalt und Finanzfragen hat den Dringlichkeitsantrag 
mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in 
seiner 73. Sitzung am 28. November 2017 beraten und e i n -
s t im m i g  Zustimmung empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den 
Dringlichkeitsantrag in seiner 178. Sitzung am 24. Januar 
2018 mitberaten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Kathrin Sonnenholzner 
Vorsitzende 

 



 

17. Wahlperiode 07.02.2018 Drucksache 17/20641 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 

 

Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus Rin-
derspacher, Kathi Petersen, Ruth Waldmann, Ruth 
Müller, Kathrin Sonnenholzner, Georg Rosenthal, 
Martina Fehlner, Volkmar Halbleib, Horst Arnold, 
Inge Aures, Natascha Kohnen, Dr. Simone Stroh-
mayr, Margit Wild und Fraktion (SPD) 

Drs. 17/18901, 17/20372 

Bericht über die finanzielle Situation der Kinder-
hospizteams in Bayern 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, im Ausschuss 
für Gesundheit und Pflege über die finanzielle Situati-
on der spezialisierten ambulanten Palliativdienste für 
Kinder und Jugendliche zu berichten. 

Dabei ist insbesondere auf folgende Fragen einzuge-
hen: 

1. Aus welchen Quellen finanzieren sich die auf Kin-
der und Jugendliche spezialisierten ambulanten 
Palliativdienste in Bayern? 

2. In welchem Verhältnis stehen dabei Einnahmen 
aus Verträgen mit Krankenkassen gemäß § 132d 
Abs. 1 des Sozialgesetzbuchs (SGB) Fünftes 
Buch (V), Spenden und Einnahmen aus anderen 
Quellen? 

3. Welcher Anteil der Ausgaben der auf Kinder und 
Jugendliche spezialisierten ambulanten Palliativ-
dienste lassen sich durch Einnahmen aus Verträ-
gen mit Krankenkassen gemäß § 132d Abs. 1 
SGB V decken? 

4. Bei wie vielen der auf Kinder und Jugendliche 
spezialisierten ambulanten Palliativdienste in Bay-
ern ist längerfristig eine finanzielle Unterdeckung 
zu beobachten oder zu befürchten? 

5. Welche Möglichkeiten sieht die Staatsregierung, 
langfristig die finanzielle Stabilität der auf Kinder 
und Jugendliche spezialisierten ambulanten Palli-
ativdienste in Bayern zu sichern? 

6. Welche Kenntnisse hat die Staatsregierung über 
Einleitung und Stand eines Schiedsverfahrens im 
Falle des spezialisierten ambulanten Palliativ-
dienstes für Kinder und Jugendliche des Malteser 
Hilfsdienstes e. V. in Würzburg? 

Die Präsidentin 

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet



Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Dann rufe ich auf den Tagesordnungs­

punkt 2 mit Ausnahme der gerade eben genannten Nummer 13 der Anlage, über die 

erst zu einem späteren Zeitpunkt nach Ablauf der 15 Minuten Wartezeit abzustimmen 

ist.

Abstimmung

über Verfassungsstreitigkeiten und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Der federführende Ausschuss für Wirtschaft und Medien hat bei der Listennummer 13, 

Antrag auf Drucksache 17/18357, die Ablehnung empfohlen. Das wollte ich Ihnen nur 

noch kurz mitteilen, bevor wir zu dieser Abstimmung kommen.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Liste. Hinsichtlich der jeweiligen Abstim­

mungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen 

vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim­

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der SPD, 

der FREIEN WÄHLER und von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen? – Sehe 

ich keine. Stimmenthaltungen? – Auch nicht. Fraktionslose Abgeordnete sind nicht an­

wesend. Dann hat sich das erübrigt. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.
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